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Drucksache 2720 


Der Bundesminister für Arbeit ,, jggl 

und Sozialordnung 

Ilbl - 2721.01 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Rechtsgrundlage für die Durdiführung von Maßnahmen 
des Härteausgleichs und der sozialen Anpassungsbei- 
hilfen im Kohlenbergbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Behrendt, Hufnagel, 
Frau Rudoll und Genossen 
— Drudrsache 2663 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirt- 
sdiaft nehme ich zu der o. a. Kleinen Anfrage wie folgt 
Stellung : 

Zu 1. 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung wurde nidit angewiesen, die sozialen Maßnahmen 
aus Anlaß der Anpassung des Steinkohlenbergbaues an die 
veränderte Lage auf dem Energiemarkt durchzuführen. Sie 
hat sidi vielmehr auf meine Bitte im September 1959 bereit 
erklärt, diese Maßnahmen durdizuführen. Eine Möjlichkeit, 
der Bundesanstalt durch Rechtsverordnung Aufgaben zu über- 
tragen, bestand damals noch nicht. Erst durdi das Gesetz 
über Maßnahmen zur Eörderung der ganzjährigen Beschäfti- 
gung in der Bauwirtschaft und weitere Änderungen und Er- 
gänzungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversidierung (Zweites Ändeiungsgesetz zum AVAVG) 
vom 7. Dezember 1959 ist die Ermächtigungsgrundlage {§ 1 
Abs, 2 AVAVG) für den Erlaß einer Rechtsverordnung ge- 
schaffen worden. 

Zu 2. 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung hat die genannten Aufgaben bisher reibungslos 
und zur Zufriedenheit aller Beteiligten durchgeführt. Es bestand 
daher keine unbedingte Notwendigkeit, nach Inkrafttreten 
des § 1 Abs. 2 AVAVG die Aufgaben im Wege einer Rechts- 
verordnung zwangsweise auf die Bundesanstalt zu übertragen. 
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Zu 3. 

Zur Zeit werden Richtlinien über die Gewährung von Beihilfen 
für Bergarbeiter vorbereitet, die von Stillegungsmaßnahmen im 
Sinne des Artikels 56 Nr. 2 des Montanunionvertrages betroffen 
werden. Es ist beabsichtigt, der Bundesanstalt die Durchführung 
dieser Richtlinien durch Rechtsverordnung zu übertragen, nadi- 
dem die Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt haben 
erkennen lassen, daß sie diesen Weg gegenüber einer Übernahme 
der Aufgaben durch Vereinbarung vorziehen. Einstweilen soll 
nach der bisherigen Praxis verfahren werden. 


Blank 



